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PAPUA-NEUGUINEA

25 Jahre Unabhängigkeit

Am 16. September 2000 feiert
Papua-Neuguinea das silberne
Jubiläum der Unabhängigkeit.
Bereits im Juni wurden der Fest-
ablauf sowie das rot-schwarz-
goldene Jubiläumslogo (s. Abbil-
dung) von Premierminister Meke-
re Morauta der Öffentlichkeit
vorgestellt. „Die Unabhängigkeit
hat ihren Test bestanden und sie
funktioniert gut“, sagte Morauta.
„Trotz der Krise auf Bougainville,
der Sandline- Affäre und der
Misstrauensvoten haben wir eine
gute Demokratie. Darauf können
wir stolz sein“, so Morauta weiter.
Allerdings, so schränkte der Pre-
mier ein, hätten sich viele Berei-
che noch nicht wie geplant entwi-
ckelt. Bei der Bereitstellung des
Gesundheits- und Bildungswesen
in den ländlichen Gegenden gäbe
es noch viel zu tun. Das Jubiläum
müsse dazu dienen, Fehler einzu-
räumen und Chancen für die Zu-
kunft wahrzunehmen, rief Morauta
alle Bürger auf. (PC 18.06.00)

Amnesty International legt
Jahresbericht vor

Die internationale Menschen-
rechtsorganisation Amnesty Inter-
national (AI) hat ihren Jahresbe-
richt für 1999 vorgelegt. Darin
beklagt AI die Menschenrechts-
verletzungen durch Polizeibeamte
und durch Gefängniswärter, dar-
unter 17 mutmaßliche extralegale
Hinrichtungen und Misshandlun-
gen. Die Vernachlässigung des
Gefängniswesens durch die Regie-
rung habe zu Massenausbrüchen
und zu Hungerstreiks von Insassen
geführt. Diese wollten damit ihrem
Protest gegen die grausamen, un-
menschlichen und erniedrigenden
Haftbedingungen Ausdruck geben,
hiess es in dem Bericht. Die Ge-
fängnisse seien extrem überfüllt
und es gebe nicht genug Lebens-
mittel für alle. (Amnesty International
16.6.00)

Studenten bekommen kein
Geld mehr

Die Studenten der Universität von
Port Moresby haben an die Regie-
rung appelliert, ihre Studienbeihil-
fen auszuzahlen. Die finanzielle
Hilfe zum Kauf von Büchern und
als Beitrag zum Lebensunterhalt
wurde seit Januar 2000 ausgesetzt.
Sie wird regulär dreimonatlich für
je einen Studienterm bezahlt. (PC
20.07.00)

BOUGAINVILLE

Neues Autonomie-
Abkommen

Am 9. Juni unterzeichneten Ver-
treter der Nationalregierung von
PNG sowie die Führer der Bou-
gainville-Interimsregierung in Port
Moresby ein weiteres Abkommen
zur Zukunft der Insel. Das soge-
nannte „Gateway Communique“
diskutiert im Detail die Strukturen
einer autonomen Regierung für
Bougainville. Das Abkommen, das
sich als Folgevertrag zu den be-
reits geschlossenen Abkommen
von Lincoln und Loloata versteht,
beinhaltet Überlegungen, wie
schnell die Interimsregierung
wirkliche Regierungsmacht aus-
üben kann und wie die zukünfti-
gen Beziehungen zwischen PNG
und Bougainville aussehen könn-
ten. Joseph Kabui, Präsident des
Volkskongresses (Bougainville
People’s Congress) lobte die Un-
terzeichnung des Abkommens als
weiteren Schritt auf dem Weg zu
einem dauerhaften Frieden. (PC
12.06.00)

BERGBAU

Broken Hill will Ok Tedi in 5
Jahren schliessen

Ende Juli trafen sich in Port Mo-
resby Paul Anderson, Manager des
Bergbaukonzerns Broken Hill
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Property (BHP) und BHP-
Präsident Ron McNeilly mit Pre-
mierminister Sir Mekere Morauta,
um über die Zukunft der Ok Tedi
Mine zu diskutieren. Ausgangs-
punkt der Verhandlung war der
von der Weltbank vorgelegte Be-
richt, der aufgrund der starken
Umweltbelastung eine sofortige
Schließung der Mine nahelegt.
BHP, mit 52% größter Anteilseig-
ner an der Mine im Grenzland zu
Westpapua, möchte diese in spä-
testens 5 Jahren stilllegen. Die
Regierung von Papua-Neuguinea,
die mit 30% an der Mine beteiligt
ist, will diese allerdings trotz der
Umweltschäden erst in zehn Jah-
ren aufgeben. Ok Tedi ist größter
Arbeitgeber der Region und er-
wirtschaftet 20% der Exporterlöse
des Landes. Unterstützt wird das
Vorhaben der Regierung von der
Firma Inmet Mining, die 18-
prozentiger Anteilseigner ist. (Reu-
ters 21.07.00)

Ok Tedi- Profite nicht für
Landbesitzer

Broken Hill Property (BHP) ver-
zeichnet für das Jahr 1999 einen
Gewinn von 1,63 Billionen AUS
Dollar (1,26 DM je AUS $ am
21.08.00) aus der Gold- und Kup-
fermine Ok Tedi. Die Anwohner
der Flüsse Fly und Ok Tedi for-
dern davon rund 200 Millionen
Dollar zum Bau einer Pipeline
zwecks Abtransports der giftigen
Abräume aus ihrem Gebiet sowie
den Bau eines Staudammes. Ihre
Forderung unterstützen sie durch
eine Klage vor dem obersten Ge-
richtshof von Victoria in Austra-
lien. Paul Anderson, Manager von
BHP, sagte, der Profit aus der
Mine solle zum Rückkauf von
Aktien verwendet werden. So
könnten die Anteile von BHP an
Ok Tedi vergrößert werden. Von
dem Bau eines Staudammes oder
einer Pipeline könne keine Rede
sein. (The National 01.08.00)

KIRCHLICHE
NACHRICHTEN

PAPUA-NEUGUINEA

Religionsfreiheit auf dem
Prüfstand

Religionsfreiheit gehöre zu den
grundlegenden Menschen-
rechten. Sie müsse auch in der
Frage des Baus einer Moschee
in Hohola (Port Moresby) be-
achtet werden. In diesem Sinne
nahm die Katholische Bi-
schofskonferenz von PNG und
den Salomonen in der öffentli-
chen Debatte um nicht-
christliche Religionen in PNG
Stellung. Äußerungen gegen
die Moschee seien „Anzeichen
religiöser Intoleranz, die in un-
serer Gesellschaft keinen Platz
haben sollte“, so die Bischöfe.

Demgegenüber hatte der auch
für die Kirchen zuständige In-
nenminister Adrew Kumbakor
kürzlich vor einer Versammlung
katholischer Frauen gemeint,
die Verfassung garantiere zwar
Religionsfreiheit, es sei aber
notwendig, diesen Artikel um
eine Definition des Begriffes
der Religionsfreiheit zu ergän-
zen und die Grenzen des
Schutzes der Religionsfreiheit
festzulegen. Aus diesem Grun-
de plane die Regierung zur Zeit
eine Gesetzesänderung zur
Kontrolle nicht-christlicher Reli-
gionsgemeinschaften. Auch sie
müssen die Gesetze des
Staates achten. Der zur Zeit
geltende Gesetzesrahmen sei
zu weit, so der Innenminister.

Der ökumenische Rat der Kir-
chen von PNG (PNGCC) teilte
durch seine Generalsekretärin,
Sophia Gegeyo, mit, dass die
Existenz nicht-christlicher Reli-

gionsgemeinschaften in PNG
von der Gemeinschaft der
Großkirchen nicht infrage ge-
stellt werde. Sie sei aber be-
sorgt über mögliche Zwi-
schenfälle und gesellschaftli-
che Spannungen in den Ge-
meinwesen und im Land all-
gemein, die von diesen Grup-
pierungen verursacht werden
könnten. Der Rat forderte die
Mitgliedskirchen auf, auch
weiterhin die Lehre des Evan-
geliums zu verbreiten, insbe-
sondere den Christen Mut zu
machen, keine Angst vor den
nicht-christlichen Gruppen zu
haben, sondern weiterhin zu
versuchen, jede und jeden in
die Familie Gottes einzuladen.
Im übrigen sei die Existenz
a n d e r e r  Religionsgemein-
schaften auch eine Herausfor-
derung an die Christen, sich
über ihren eigenen Glauben
klar zu werden. (Pacnews 17.08.00,
National Online 15.08.00)

AUS DER ELC-PNG

Kreditunion für die länd-
liche Region

„Putim na Kisim“ (Einzahlen
und Herausnehmen) heißt die
nun offiziell ins Leben gerufene
Kreditunion des Lutherischen
Entwicklungsdienstes der ELC-
PNG. Damit sollen Spar- und
Kreditmöglichkeiten gerade für
abgelegene Regionen ge-
schaffen werden. Initiiert wurde
das Vorhaben 1995 von den
Mitarbeitenden des landwirt-
schaftlichen Ausbildungspro-
gramms „Yangpela Didiman“ in
Verbindung mit der deutschen
Hanns-Seidel-Stiftung. Den
Absolventen der Kurse für
Dorfmotivatoren sollte damit
ein Weg zur Erwirtschaftung
eigener Finanzen ermöglicht
werden. Bereits vorher hatten
sich in den Dörfern Spar- und
Kreditgemeinschaften von bis
zu 100 Mitgliedern gebildet, die
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sich bald mit den Dorfmotivato-
ren zusammentaten. In intensi-
ven Kursen wurden von Anfang
an geeignete Kandidaten als
Schatzmeister ausgebildet. Die
Spar- und Kreditunion „Putim
na Kisim“ ist bislang in fünf
Provinzen des Landes einge-
führt worden: Morobe, Madang,
Simbu, Westliches und Östli-
ches Hochland. (National Online
17.08.00)

Neues Schiff für Rabaul

Die neueste Errungenschaft der
kircheneigenen Schifffahrtsgesell-
schaft ‚Lutheran Shipping‘ ist das
Passagierschiff MV Minigulai
(Seeadler). Es ist ein 37 m langer
Katamaran, zugelassen für 300
Fahrgäste. Es soll die Strecke Lae
– Kimbe – Rabaul bedienen. Bei
der feierlichen Inbetriebnahme
lobte der Minister für Transport
und Zivile Luftfahrt, Bart Phile-
mon, den Beitrag der Lutherischen
Kirche für die Verkehrsanbindung
der Inselbevölkerung, die beson-
ders unter den ständig steigenden
Flugpreisen zu leiden habe. Das
früher von Adelaide (Australien)
aus betriebene Schiff besitzt zwei
Detroit-Diesel-Motoren mit 1650
PS. Damit kommt es auf eine
Höchstgeschwindigkeit von 25
Knoten. Ein Fahrschein Rabaul –
Lae wird 111 Kina (Economy
Class) bzw. 138 Kina (Tourist
Class) kosten. Für Schüler und
Studenten sowie für Kinder gibt es
ermäßigte Preise. (National Online
15.08.00, Wantok 10.08.00)

Gegen Legalisierung der
Prostitution

Die Evang.-Lutherische Kirche
von PNG unterstützt nicht den
vom Gouverneur der Morobe-
Provinz, Luther Wenge, favori-
sierten Gesetzesentwurf, in dem
Prostitution legalisiert (und kon-
trolliert) werden soll. In einem

Interview vertrat der Leitende
Bischof, Dr. Wesley Kigasung, die
Auffassung, ein solches Gesetz sei
für Heiden angemessen aber nicht
für Christen. Um das Problem von
HIV und AIDS in den Griff zu
bekommen, müsse man die Auf-
klärungsarbeit im Rahmen der
Betreuung und Schulung von Fa-
milien im Bereich der Gesund-
heitsvorsorge intensivieren. Nur so
könne der Gesellschaft wie dem
einzelnen Bürger auf lange Sicht
wirksam geholfen werden. Der
Gesetzesentwurf trage nach Auf-
fassung des Bischofs im Gegenteil
dazu bei, die Gemeinwesen und
die einheimische Kultur und ihre
Wertvorstellungen weiter zu de-
montieren.

In getrennten Stellungnahmen
hatten sich auch der ökumenische
Rat der Kirchen von PNG
(PNGCC) und die Katholische
Hilfsorganisation Caritas PNG
gegen den ministeriellen Vor-
schlag gewandt. Prostitution wi-
derspräche jeglicher christlichen
Ethik, menschliche Sexualität sei
ein Geschenk Gottes und als sol-
ches niemals ein kommerziell
einzusetzendes Verbrauchsgut, so
die Generalsekretärin Sophia Ge-
geyo vom PNGCC. Dort, wo E-
hemänner und Väter sich auf
Prostituierte einließen, werde viel
Leid in den betroffenen Familien
verursacht. (Wantok 10.08.00, PC Online
26.07.00)

Dank für Yagaum

Gesundheitsminister Ludgar Mond
hat den Beitrag der Lutherischen
Kirche für die Gesundheitsdienste
im Land gelobt. Bei seiner An-
sprache zum 50jährigen Jubiläum
des Lutherischen Krankenhauses
Yagaum (bei Madang) hob er
besonders die Dienstleistungen für
die ländliche Bevölkerung hervor.
Knapp die Hälfte aller Leistungen
im Gesundheitswesen würden von

den Großkirchen, der Rest von den
staatlichen Stellen erbracht. Der
Minister bewertete die gegenseiti-
ge Ergänzung als vorbildliche
Partnerschaft zwischen Staat und
Nichtregierungsorgani-sationen.
Die Beauftragten der Kirchen für
das Gesundheitswesen forderte er
auf, enger mit den staatlichen
Stellen zusammenzuarbeiten, um
die staatliche Unterstützung für
die kirchlichen Gesundheitsdienste
voll in Anspruch nehmen zu kön-
nen. Mit der geplanten Zentralisie-
rung der Verwaltung des Gesund-
heits- und des Schulwesens solle
verhindert werden, dass Mittel der
Zentralregierung für diese Aufga-
ben in den Provinzen zweckent-
fremdet werden. Damit solle der
weitere Verfall des Gesundheits-
und Schulwesens verhindert wer-
den.

In der Jubiläumsfeier am 22. Juli
teilte der Parlamentsabgeordnete
für den Wahlkreis Madang, Wa-
ma, in seiner Ansprache mit, dass
er das Krankenhaus mit staatlichen
Mitteln weiter ausbauen möchte.
Es gelte, so der Politiker, den gu-
ten Namen der Einrichtung zu
wahren. (Independent 03.08.00, Wantok
20.07.00)

AUS DER ÖKUMENE IN
PNG

Neue Leitung beim
PNGCC

Für die nächste Amtsperiode
sind im ökumenischen Rat der
Kirchen von PNG (PNGCC) die
Personalentscheidungen ge-
fallen: Neuer Vorsitzender wird
der jetzige Moderator der Uni-
ted Church, Rev. Samson Lo-
wa. Der aus West New Britain
stammende Geistliche war
zuvor Pfarrer der englischspra-
chigen Gemeinde der „Rev.
Sioni Kami Memorial Church“
in Boroko (Port Moresby). Zum
Vize-Präsidenten wurde Major
Andrew Kalai von der Heilsar-
mee gewählt. Er ist zur Zeit
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deren Generalsekretär. Die
Abteilung für Frauenangele-
genheiten wird von Gwen Tulo
geführt werden, Peter Saroya
soll das Büro für Soziale An-
gelegenheiten leiten. (National
Online 11.08.00)

Junge Elite gegen Kor-
ruption

Korruption könnte das Land
vernichten. Davor warnte Pater
Don O’Connor, der Vorsitzende
der Katholischen Kommission
für Gerechtigkeit und Frieden in
einer Ansprache vor Studie-
renden der Divine Word Uni-
versity, Madang. Wenn die
Elite des Landes nicht gegen
Korruption einschreite, sei dies
der Anfang vom Ende der De-
mokratie. Die Studierenden des
Studiengangs ‚PNG Studies‘
forderte er auf, die politische
Entwicklung im Land kritisch zu
beobachten und gegebenen-
falls auch aktiv zu werden. (PC
Online 08.08.00)

Gesundheitsdienste auf
dem Land

‚Die Gesundheitsfürsorge auf
dem Land verbessert sich
nicht.‘ Mit diesen Worten wurde
die Situation der Menschen bei
der Jahreskonferenz des Medi-
zinischen Rats der Kirchen von
PNG beschrieben. Die Haupt-
hindernisse für bessere Ver-
sorgung der Bevölkerung kön-
nen in drei Kategorien einge-
teilt werden: (1) Unzureichende
Infrastruktur: es fehle an Stra-
ßen, Flugplätzen und einem
verlässlich funktionierenden
Kommunikations-System. (2)
Zu wenige Einrichtungen auf
dem Land wie Erste-Hilfe-
Stationen, Polikliniken und
Kleinkrankenhäuser. (3) Feh-

lendes Bewußtsein in der Be-
völkerung für angemessene
Gesundheitsvorsorge. Der Vor-
sitzende des Medizinischen
Rats der Kirchen, Don Kudan
vom Lutherischen Gesund-
heitsdienst Madang, forderte
die Mitgliedskirchen auf, enger
mit dem Medical Council der
Kirchen und mit den zuständi-
gen Regierungsstellen zusam-
menzuarbeiten und noch stär-
ker medizinisches Personal für
den Dienst in abgelegenen
Regionen auszubilden. (PC Onli-
ne 08.08.00)

Kirchengesetz umstritten

Nach Meinung des Rates der Kir-
chen von PNG (PNGCC) ist das
von der Regierung vorgeschlagene
neue Gesetz gefährlich. General-
sekretärin Sophia Gegeyo wies
darauf hin, dass in dem Entwurf
die Gründung eines Nationalrats
der Christlichen Kirchen vorgese-
hen sei und auch deren Zuständig-
keiten und Funktionen definiert
würden. Sie sagte, wenn dies ein
Versuch der Regierung sei, Kon-
trolle über die Kirchen auszuüben,
dann ist das Gesetz gefährlich.
Sophia Gegeyo wörtlich: „Etliche
Kirchen arbeiten partnerschaftlich
mit der Regierung in den Berei-
chen Bildung und Gesundheitswe-
sen zusammen. Aber ihre Unab-
hängigkeit muß gewahrt bleiben,
damit sie sich frei und unvorein-
genommen zu bedeutsamen mora-
lischen und gesellschaftlichen
Fragen äußern können.“ Diese
Kirchen müssten frei sein, ihren
evangelistischen Auftrag auszu-
führen, ohne dabei ihre Integrität
infrage zu stellen. Laut Ms. Ge-
geyo wäre die Regierung oder die
Legislative in der Gemeinschaft
der Kirchen vertreten. Eine so
enge Verbindung zwischen Regie-
rung und Kirchen halte sie für
ungesund und unannehmbar. Bei
der vorgeschlagenen Regelung
würde die Regierung an Entschei-

dungen der Kirchen beteiligt sein,
sogar an Personalentscheidungen
über die Vertretung der Kirchen
bei zwischenkirchlichen Ver-
handlungen.

In der Gesetzesvorlage ist vorge-
sehen, dem Rat der Kirchen jähr-
lich aus dem Haushalt der Regie-
rung Mittel für verschiedene
kirchliche Programme und Institu-
tionen im Land zu geben. Außer-
dem soll ein Fonds, genannt
„School of Integral Human Deve-
lopment“, gegründet werden. Dies
begrüßte Ms. Gegeyo und sie wies
darauf hin, dass die Kirchen in
diesem Bereich der ganzheitlichen
Entwicklung schon viel getan
hätten. (PC Online 28.06.00)

Bibel in der Sprache von
Saidor

13 Jahre hat die Übersetzung des
Neuen Testaments in die Gwaha-
tike-Sprache der Bevölkerung von
Saidor (Rai Coast, Madang-
Provinz) gedauert. Diese Sprache
wird von rund 1500 Menschen
gesprochen. Der Leiter des Pro-
jekts des Summer Institute of Lin-
guistics (SIL /  Wycliffe-
Bibelübersetzer) war der Koreaner
Jee Young An. Gemeinsam mit
einheimischen Assistenten begann
er mit seiner Arbeit 1987 in Rai,
Saidor. Ans Heimatorganisation,
die Global Bible Translators of
South Korea, förderte die Produk-
tion der Heiligen Schrift.

Die ersten 500 in Süd-Korea ge-
druckten Exemplare werden für 50
Kina pro Stück verkauft. (PC Online
19.06.00)

AUS ANDEREN LÄNDERN

Australien
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13. Generalsynode
der Lutherischen Kirche

von Australien

Vom 23. bis 27. Juli 2000 fand
die 13. planmäßige Synode der
Lutherischen Kirche von Aust-
ralien (LCA) statt. In Anwesen-
heit von Dr. Noko, Generalsek-
retär des LWB, und hoher Rep-
räsentanten der anderen Groß-
kirchen Australiens gab der
scheidende Kirchenpräsident,
Dr. Lance Steicke, vor über
1300 Teilnehmenden seinen
letzten Bericht. Hierbei hob er
besonders die inzwischen ge-
knüpften ökumenischen und
internationalen Beziehungen
der LCA hervor. Rev. Michael
Semmler, einer der Distrikt-
Präsidenten, wurde zum vier-
ten Präsidenten der Kirche
gewählt.

Während der Synodaltagung
wurde auch ein symbolischer
Akt der Versöhnung mit den
Aborigines durchgeführt. Dabei
formulierte Präsident Steicke,
gewandt an die Aborigines
unter den Mitgliedern der LCA,
ein Wort der Entschuldigung:
„Im Namen der übrigen Mitglie-
derschaft sage ich, es tut mir
leid, dass euer Volk leiden
musste und verletzt wurde. Wir
bitten Gott uns zu verzeihen,
wo wir Böses getan haben und
wo wir euch nicht geholfen
haben. Wir wollen mit euch
zusammenarbeiten, miteinan-
der teilen und voneinander
lernen. ... Bitte, vergebt uns.“

Für die Bevölkerung von Zent-
ralaustralien sprach Pastor
Jimmy Haines das Wort der
Versöhnung. Er hob hervor,
dass es viele Menschen unter
den Weißen gebe, die ihnen
als Freunde hilfreich zu Seite
stehen. Vor allem dankte er für
die Pioniermissionare und die-
jenigen, die lange Zeit bei ih-
nen lebten.

Zur Einführung der Frauenordi-
nation konnte nicht die erfor-
derliche Zweidrittelmehrheit
gefunden werden: von den 427
Delegierten stimmten nur 220
dafür und 195 gegen den An-
trag bei einer Enthaltung. In
einer zusammenfassenden
Stellungnahme des scheiden-
den und des zukünftigen Präsi-
denten wird die Empfehlung
der Pfarrkonferenz der Ge-
samtkirche, die der Synodalta-
gung vorausgegangen war,
aufgegriffen und die Notwen-
digkeit weiterer Diskussion zum
Thema Frauenordination be-
kräftigt.

Die Abteilung für Mission der
LCA pflegt partnerschaftliche
Verbindungen zu 22 Kirchen in
13 Ländern. Allerdings sind zur
Zeit nur zwei LCA-Pfarrer und
neun andere Fachkräfte im
Ausland tätig. Ihre Zahl wird
aus Kostengründen weiter re-
duziert werden. (lca Online
04.08.00)

Fidschi: Gebetswachen
für Einheit und Versöh-

nung der Nation

Am 19. eines jeden Monats
wollen die Frauen von Fidschi
ab August in der Holy Trinity
Cathedral in der Hauptstadt
Suva für Frieden und Versöh-
nung beten. Die Teilnehmen-
den wurden gebeten, dabei
auch weiterhin Fidschis blaues
Band (blue ribbon) an der Klei-
dung zu tragen, das Zeichen
der „Frauenaktion für Demo-
kratie und Frieden“. In ihrem
Aufruf wenden sich die Frauen
auch an den Einzelhandel und
das dienstleistende Gewerbe
mit Kundenverkehr: möglichst
viele angestellte sollten das
Blaue Band tragen, damit es in
der Öffentlichkeit sichtbarer
wird und die Aktion größere
Wirkung bekommt. Mit dem
Erlös eines Wohltätigkeitsba-

sars im YWCA-Zentrum soll die
Friedensinitiative der Frauen
finanziell unterstützt werden.
Während Basar und Gebets-
veranstaltung bereits von der
zuständigen Behörde geneh-
migt wurden, stand die nun
zum dritten Mal beantragte
Erlaubnis für einen Friedens-
marsch mit den blauen Bän-
dern noch aus. Zweimal waren
die Anträge unter Hinweis auf
die kritische innenpolitische
Situation abgelehnt worden.

In der Zeit vom 21. Mai bis 24.
Juli hatten sich Frauen, Männer
und Kinder täglich in der Ka-
thedrale zu Friedensgebeten
eingefunden. Der National
Council of Women hatte dazu
eingeladen als Reaktion auf die
Ereignisse vom 19. Mai 2000,
in deren Verlauf die Koalitions-
regierung gestürzt worden war,
in Suva Gewalttätigkeiten und
Plündereien ausbrachen, die
zu weiteren Unruhen in Politik,
Wirtschaft und Gesellschaft
führten. (National Council of Women
Fidschi 11.08.00)

Fidschi: Die Kirchen und
der Staatsstreich

In Fidschi ist eine erbitterte De-
batte über die Rolle der Kirchen
bei dem politischen Umsturz ent-
standen. Rev. Josateki Koroi, einer
der entschiedensten Gegner des
ethnisch motivierten Staats-
streichs, hat den Kirchenführer der
Methodisten im Land, Rev. Toma-
si Kanailagi, beschuldigt, die ras-
sistische Komponente des Coups
verschleiert zu haben.

Mr. Kanailagi, der zu Gebeten in
das Parlamentsgebäude gekom-
men war, meinte dagegen: „Die
Methodistische Kirche ist ent-
schieden gegen den Coup. Ich
fordere in aller Demut, dass sie
(die Anführer des Coups) nichts
Unzivilisiertes tun.“
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Am vergangenen Sonntag wurde
in ganz Fidschi für ein Ende des
Geiseldramas gebetet. Geistliche
Führer der Hindus und der Musli-
me zeigten sich besorgt über das
Schicksal der 13 Hindus und zwei
Muslime unter den Geiseln. Sie
fürchten, dass mit dem Coup auch
das Ende der Religionsfreiheit für
Fidschi gekommen sei.

Unterdessen wurden die Geiseln in
ihren Aufenthaltsräumen über eine
Lautsprecheranlage aus ca. 50 m
Entfernung mit Chorälen, Gospel-
Liedern und Ansprachen erregter
Prediger beschallt. Der Anführer
des Coups, Speight, der zu den
Siebenten-Tags-Adventisten ge-
hört, hat an einigen Gottesdiensten
im Parlamentsgebäude teilge-
nommen.
Christliche Geistliche besuchen
die Geiseln regelmäßig. Ob hin-
duistische oder  muslimische
Geistliche Zugang zu den Geiseln
erhielten, ist unwahrscheinlich.
Ein Sprecher der Leitung des
Coups meinte, dies würde nicht
den Zielen der Aktion entspre-
chen. Nach Aussagen von Mr.
Pratap Chand zufolge, dem Mi-
nister für Einwanderungsangele-
genheiten in der Regierung
Chaudhry, der selbst nicht als
Geisel gehalten wird, beteten die
Hindus von Fidschi für ein friedli-
ches Ende der Krise. Nach seiner
Meinung benutzten die Coup-
Anführer religiöse Gefühle für
ihre politischen Ziele. „Nach un-
serer Meinung ist Religionsfreiheit
ein wichtiger Bestandteil jedweder
Verfassung“, so Chand. So wür-
den die rund 290.000 Hindus von
Fidschi, von denen 95% pakistani-
scher oder indischer Abstammung
sind, lediglich abwarten und hof-
fen.

Der Präsident der Liga der Musli-
me, zu der rund 56.000 Gläubige
gehören, wies auf die in den Ver-
fassungen von 1990 und 1997
garantierte Religionsfreiheit hin,

meinte allerdings, nun sei alles
ungewiss. Weil aber zur Zeit nie-
mand hinhörte, würde die Liga
sich jetzt nicht über Fragen der
Zukunft äußern. (Sydney Morning
Herald Online 27.06.00)

PAZIFIK IM ÜBERBLICK

Mikronesien: Choleraepide-
mie fordert Todesopfer

Die im April auf der Insel Pohnpei
(Föderierte Staaten von Mikrone-
sien) ausgebrochene Choleraepi-
demie hat bislang 15 Todesopfer
gefordert. Zur Zeit befinden sich
578 Erkrankte im staatlichen
Krankenhaus, 1.352 Menschen
werden in ländlichen Gesundheits-
zentren behandelt. Auf den umlie-
genden Inseln zählte man 670
Patienten. Die Zahl der an Cholera
erkrankten Personen war Anfang
Juni sprunghaft gestiegen. Grund
dafür ist wahrscheinlich der Ver-
zehr von traditionell zubereiteter
Nahrung bei großen Beerdigungs-
feierlichkeiten auf Pohnpei, er-
klärte Dr. Jeff Benjamin, Sekretär
im Ministerium für Gesundheit,
Erziehung und Soziales. 2.641
Personen wurden auf den Ver-
dacht einer Choleraerkrankung hin
auf entsprechende Symptome
untersucht. Das Gesundheitsmi-
nisterium will nun die Gesamtbe-
völkerung (ca. 120.000 Menschen)
der Föderierten Staaten präventiv
gegen Cholera impfen.

Die infektiöse Magen-Darm-
Krankheit Cholera überträgt sich
durch mangelnde Hygiene sowie
über nicht abgekochtes Wasser
und Nahrungsmittel. (PIR 30.06.00,
16.08.00)

Marshall-Inseln kooperie-
ren mit China

Eine Delegation der Marshall-
Inseln hat bei einem Besuch
Taiwans eine engere Koopera-
tion mit China vereinbart. Die
Abgesandten Mikronesiens
informierten sich in Kinmen,
einer Insel vor der Küste der
chinesischen Provinz Fujian,
über Möglichkeiten ökonomi-
scher Entwicklung in kleinen
Inselstaaten. Die Marshall-
Inseln unterhalten seit 1998
diplomatische Beziehungen zu
China. China betreibt die
größte Basis für Hochseefi-
scherei in Majuro. Zur Zeit ope-
rieren 42 taiwanesische Fi-
scherboote in den Gewässern
der Marshall-Inseln, einem
Verband von 1.225 Inseln mit
einer Bevölkerung von 58.000
Einwohnern. (Pacnews 09.08.00)
Atomtestgebiet wird Urlaubs-

ressort

Das Rongelap Atoll der nördli-
chen Marshall-Inseln soll von
der japanischen Regierung in
den nächsten drei Jahren zu
einem Touristenressort ausge-
baut werden. Die von einer
japanischen Filmfirma gedrehte
Dokumentation über Rongelap
hat im Tourismussektor für
Aufsehen gesorgt. Der Spre-
cher eines Anbieters von
Tauchreisen sagte, das Gebiet
sei ideal für Taucher, die Ko-
rallenriffe zählten zu den in-
taktesten des Pazifiks und es
gäbe besonders große Fische.

Das Rongelap Atoll liegt 100
Meilen östlich des Bikini Atolls,
auf dem die USA von 1946 bis
1958 67 Atom- und Wasser-
stoffbomben testeten. Bei vie-
len dieser Explosionen lag
Rongelap in Windrichtung und
wurde so vom radioaktiven
Fallout getroffen. Nach einer
Zwangsumsiedlung von 1954
bis 1957 kehrten die Bewohner
Rongelaps 1958 auf das Atoll
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zurück. Die amerikanische Re-
gierung hatte zugesichert, dass
es ungefährlich sei, auf der
Insel Nahrungsmittel anzubau-
en und zu fischen. Inzwischen
läuft gegen die USA eine Klage
der Marshallesen auf Kompen-
sationszahlungen wegen ge-
sundheitlicher Schäden und
der Zerstörung ihres Ökosys-
tems. (PIR 08.08.00)

Palau komplett vernetzt

Die Republik von Palau (Belau)
ist die erste komplett vernetzte
Inselnation im Südpazifik. Die
japanische Internetproviderfir-
ma Aoyama Planning Arts
(APA) hat mit dem „Palau INT
Project“ (Projekt für Informati-
onstechnologie) alle 200 Insel-
gruppen südöstlich der Philip-
pinen über Fiberglaskabel ver-
bunden. So ist in dem Gebiet
mit 500 Quadratkilometern
Ausdehnung ein flächende-
ckender Anschluss an das
World Wide Net (Internet) ge-
lungen. Über die nationenweite
Verbindung soll nun der Zu-
gang zu medizinischen Diens-
ten, zu Bildungswesen und
Bankgeschäften ermöglicht
werden. Videokonferenzen und
Geschäftsbesprechungen wer-
den möglich, ohne das Haus zu
verlassen. Damit sparen sich
die Einwohner der 350 Inseln
(davon 8 bewohnte) die
Schiffsreise bzw. den Flug in
die Verwaltungshauptstadt
Koror. (Pacnews 19.07.00)

Kwajalein: Raketentest
misslungen

Anfang Juli testeten die Vereinig-
ten Staaten von Amerika ihr natio-
nales Raketenabwehrsystem im
Zentralpazifik. Vom Luftwaffen-
stützpunkt Vandenberg in Kalifor-
nien wurde eine Rakete abge-
schickt, die einen nuklearen An-

griff vortäuschte. Eine von der
Meck Insel im Kwajalein Atoll
(Marshall-Inseln) gezündete Ab-
wehrrakete sollte die amerikani-
sche Rakete treffen, verfehlte
jedoch das Ziel und stürzte in den
Pazifik. Der misslungene Test
gehört zu einem Programm zur
Entwicklung des „Star Wars“
(Krieg der Sterne) genannten
Verteidigungssystem der Ameri-
kaner. Gegen diese Art der Vertei-
digungsübung sprach sich Losena
Tubanavau Salabula von der ‚Be-
wegung für einen unabhängigen
und nuklearfreien Pazifik‘ (NFIP)
aus. „Jeder dieser Test über dem
Kwajalein Atoll kostet 100 Mio US
Dollar (2,18 DM je US Dollar am
23.08.00). Das Geld könnte sinn-
voller verwendet werden“ so Sa-
labula. „50 Jahre Atomwaffentests
haben unsere Inseln und den Oze-
an verschmutzt, jetzt geht es damit
am Himmel weiter“, kritisierte die
NFIP-Sprecherin die Verteidi-
gungspolitik der  Amerikaner
(Greenleft 29.07.00, Independent 13.07.00)

Lomé-Nachfolge: 6 neue
Mitglieder

Die Zahl der AKP-Staaten (Afri-
ka-Karibik-Pazifik) hat sich von
71 auf 77 erhöht. Bei der Unter-
zeichnung des Nachfolgeabkom-
mens zu Lomé Anfang Juni in
Cotonou im westafrikanischen
Benin wurden folgende Pazifik-
staaten aufgenommen: die Cook-
Inseln, Nauru, Niue, Mikronesien,
Palau und die Marshall-Inseln.

Das Lomé-Abkommen zwischen
den AKP-Staaten und der Euro-
päischen Union ist ein Partner-
schaftsabkommen. Es enthält Ver-
einbarungen über die Entwick-
lungszusammenarbeit sowie die
politische Kooperation der Unter-
zeichneten. Des Weiteren regelt
das Abkommen die Handelsbezie-
hungen untereinander. Der Vertrag
sollte auf Fidschi unterschrieben
werden und war wegen der politi-

schen Krise nach Benin verlegt
worden. (The Courier 7/00)

Tuvalu gehört zum Com-
monwealth

Der seit 1978 unabhängige Staat
Tuvalu wird am 1. September
2000 in das britische Common-
wealth aufgenommen. Die 54
Mitgliedsnationen sprachen sich
einstimmig für eine Aufnahme des
polynesischen Inselstaates aus.
(Pacnews 15.08.00)

WESTPAPUA UND
OSTTIMOR

Zweiter Papuanischer Kon-
gress erklärt Westpapua seit

1961 für unabhängig

Vom 29. Mai bis zum 4. Juni tra-
fen sich in Jayapura (Port Num-
bay), der Hauptstadt Westpapuas,
mehr als 2.700 Delegierte aus den
14 Provinzdistrikten, um an einem
Kongress über die politische Zu-
kunft des Landes teilzunehmen.
Im Mittelpunkt der Verhandlungen
zwischen Exilanten, Stammes-
und Kirchenvertretern sowie An-
hängern der Bewegung für ein
freies Papua stand die Frage nach
der Unabhängigkeit. Konkret ver-
folgte der Zweite Papuanische
Kongress drei Ziele: (1) die Neu-
betrachtung der Geschichte West-
papuas und die Revidierung der
internationalen Anerkennung als
Teil Indonesiens, (2) die Konsoli-
dierung der politischen Bewegung
und (3) die Erstellung eines politi-
schen Programms.
In der Erklärung des Kongresses
heißt es wörtlich: „Das Volk der
Papua ist als Volk und als Staat
seit dem 1. Dezember 1961 unab-
hängig. Das Volk der Papua weist
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durch den 2. Kongress das Ergeb-
nis der Volksbefragung des Jahres
1969 (Act of Free Choice) zu-
rück.“  Trotz vorheriger Zusage
nahm der indonesische Staatsprä-
sident Abdurrahman Wahid nicht
an dem Kongress teil. Er schickte
eine Billion Rupie (0,02 DM je
Rupie am 22.08.00) zur finanziel-
len Unterstützung des Treffens.
(Jakarta Post 28.05.00, Erklärung des Kon-
gresses vom 4. Juni 00)
Verstärkte Truppenbewegun-

gen in Westpapua

Der indonesische Staatspräsident
Abdurrahman Wahid hat in einer
Rede vor den 700 Mitgliedern der
Beratenden Volksversammlung
Anfang August seine Bereitschaft
signalisiert, Westpapua und Aceh
in die Autonomie zu entlassen.
Zugleich erteilte er den Unabhän-
gigkeitsbewegungen eine scharfe
Absage. Um jede separatistische
Bewegung von vornherein auszu-
schalten, fallen zur Zeit indonesi-
sche Truppen in Westpapua ein.
Unabhängige Beobachter schät-
zen, dass sich mehr als 6.500 Sol-
daten in den Provinzen des Landes
zusammengezogen haben.
Die australische Regierung hat
ihre Besorgnis über den Auf-
marsch der Soldaten geäußert. (Epd
08.08.00, The Age 10.08.00)

Indonesische Regierung
schränkt Freeport ein

Der indonesische Umweltminister
Sonny Keraf plant, die Erlaubnis
der Freeport Mine, ihre Abfälle in
die Flüsse zu leiten, rückgängig zu
machen. Keraf sagte, die Freeport
Gold- und Kupfermine hätte so
viel Umweltverschmutzung verur-
sacht, dass das Leben der Anwoh-
ner an den betroffenen Flüssen in
Gefahr sei. Freeport baut täglich
220.000 Tonnen Gestein ab, davon
sind nur 3,5% verwertbares Gold
und Kupfer. Der einst 4000 m
hohe Ertsberg ist bereits komplett
abgebaut, das gleiche geschieht
nun mit dem Grasberg. Die Rück-

stände aus der Metallgewinnung
werden in das Aghawagon-
Otomona-Aikwa-Flußsystem in
der Timika-Region von Westpa-
pua geleitet. Es handelt sich dabei
um rund 210.000 Tonnen Abraum
täglich. Die nach Angaben von
Freeports Umweltbeauftragten Dr.
Wisnu Suseyto ungiftigen Abfälle
verstopfen die Flüsse und begra-
ben Wälder unter sich. Keraf sag-
te, es sei allen Beteiligten klar,
dass es sich hier um verseuchten
Abraum handele. Man könne nicht
bis zur geplanten Schließung der
Mine im Jahr 2015 damit fortfah-
ren, die Flüsse und damit auch die
Menschen zu vergiften, kritisierte
Seraf. (Indonesian Observer 17.06.00)

Freeport schließt Abkommen
mit Landbesitzern

Der amerikanische Konzern Free-
port McMoRan Copper & Gold
Inc. (New Orleans) hat ein „Me-
morandum of Agreement“ (MOA)
mit den Amungme und Kamoro
sowie mit einheimischen Berg-
bauunternehmen unterzeichnet. In
dem Vertrag geht es um die Siche-
rung von Landrechten der beiden
größten ethnischen Gruppen am
Grasberg, dem Abbaugebiet der
Mine. Das Abkommen sei Grund-
lage für die Neu- und Umvertei-
lung des Landes, das der Konzern
bisher von den eigentlichen Land-
besitzern gepachtet hat, sagte ein
Sprecher des US-Konzerns. Die
Vereinbarung beinhaltet zudem
verbindliche Zusagen zur Siche-
rung des Umweltschutzes und der
sozio-ökonomischen Ressourcen
der Amungme und Kamoro. (Asian
Wall Street Journal 20.08.00)

Osttimor: 1 Jahr nach dem
Referendum

Auch ein Jahr nach dem Referen-
dum zur Unabhängigkeit von Ost-
timor hat sich die Situation des
Landes nicht entscheidend gebes-

sert. Noch immer leben tausende
von Menschen in provisorischen
Flüchtlingslagern im indonesi-
schen Westtimor, obwohl die Re-
gierung in Jakarta die Schließung
der Camps und die sichere Rück-
führung der Flüchtlinge zugesi-
chert hatte. In den letzten Monaten
wurden vermehrt Kämpfe an der
Grenze zischen West- und Ostti-
mor gemeldet. „Die Spezialein-
heiten des Militärs (Kopassus)
verhalten sich auch nicht anders
als vor dem Referendum, das
Kämpfen und Morden geht wei-
ter“, hiess es aus diplomatischen
Quellen. Zur Kopassus gehören
rund 6000 Soldaten. Während der
Suharto-Ära waren sie in die Er-
mordung von Dissidenten und
Führern der osttimoresischen Frei-
heitsbewegung verstrickt. Kopass-
sus wird von internationalen Or-
ganisationen der Verletzung von
Menschenrechten in Osttimor,
Aceh, Westpapua und den Moluk-
ken angeklagt. Die Milizen der
Kopassus waren maßgeblich an
der Verwüstung Osttimors nach
dem Referendum vom 30. August
1999 beteiligt. (South China Morning
Post 21.08.00)

SALOMONEN

Trotz Waffenstillstand
weiter Kämpfe

Am 5. Juni übernahm die mili-
tante Malaita Eagle Force (Ad-
lerstreitmacht, MEF) unter Füh-
rung des Rechtsanwaltes und
Ex-Politikers Andrew Nori die
Kontrolle über die Hauptstadt
Honiara auf der Salomon-Insel
Guadalcanal. Unterstützt wurde
die MEF dabei von paramilitäri-
schen Kräften aus der lokalen
Polizei. In der Folge kam es zu
Plünderungen, Straßenblocka-
den, Vandalismus und Dieb-
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stählen. Premierminister Bar-
tholomew Ulufa’alu wurde unter
Hausarrest gestellt und zum
Rücktritt gezwungen.

Der MEF gegenüber stehen die
Isatabu Freedom Fighters,
(IFF) die für die Rückkehr aller
Malaitaner nach  Malaita
kämpfen. Den Schiessereien
und Straßenschlachten zwi-
schen beiden Parteien fiel eine
nicht bekannte Zahl von Men-
schen zum Opfer. Man spricht
von bislang 60 Toten. Andrew
Nori, der politische Kopf der
Malaita Eagle Force, bezeich-
nete die Kämpfe als „internen
Krieg zwischen der IFF und
uns“. Weiter hiess es von Sei-
ten beider Anführer, die Zivil-
bevölkerung solle aus „diesem
totalen Krieg herausgehalten
werden“.

Während die MEF die Kontrolle
über Honiara übernommen hat,
dominiert die IFF die ländlichen
Gegenden von Guadalcanal
und hat in den unzugänglichen
Bergregionen Militärcamps
errichtet. Beide Seiten kämpfen
mit harten Bandagen um die
Vorherrschaft der Insel. So
stürmte die MEF das Kranken-
haus in Honiara, um zwei Pati-
enten der IFF zu ermorden. Als
Racheakt dafür zerstörten die
Freedom Fighters Trinkwasser-
reservoirs in Honiara. Die zivile
Bevölkerung ist nun auf Was-
serlieferungen von außerhalb
angewiesen.

Der Bürgermeister von Honia-
ra, Ronald Fugui, sagte, die
Situation in der Stadt sei außer
Kontrolle. Die Kriminalität sei
sprunghaft gestiegen und man
müsse befürchten, auf offener
Straße von Anhängern der
verfeindeten Parteien erschos-
sen zu werden. Deshalb beste-
he von 18 Uhr bis 7 Uhr eine
totale Ausgangssperre.

Hunderte Menschen verlassen
täglich die Stadt und flüchten
auf die Nachbarinseln oder
nach Australien. Die pazifi-
schen Anrainerstaaten haben
ihren Staatsangehörigen emp-
fohlen, die Salomonen zu ver-
lassen und in ihr Heimatland
zurückzukehren. Australien und
Neuseeland haben dazu
Schiffe und Flugzeuge zur
Verfügung gestellt.

Der am 3. August nach zähen
Verhandlungen unter der Regie
des neutralen Vermittlers Aust-
ralien und eines extra einberu-
fenen achtköpfigen „Ceasefire
Monitoring Council“ unter-
zeichnete Waffenstillstands-
vertrag zwischen der MEF und
den IFF steht auf tönernen
Füßen. Die Regierung der Sa-
lomonen unter Premierminister
Manasseh Sogorave und die
MEF unterzeichneten die Ver-
tragspapiere auf dem australi-
s c h e n  Versorgungsschiff
HMAS Tobruk vor der Küste
Honiaras. Einen Tag später
folgte die Unterschrift der IFF-
Anführer in Aruglio, einer
Kleinstadt westlich von Honia-
ra. Während der Unterzeich-
nung des Vertrages durch die
IFF stürmten Rebellen der
Malaita Eagle Force die Stadt
Foxwood, 25 km östlich der
Hauptstadt. Sie zündeten ab-
gestellte Fahrzeuge an und
steckten Häuser in Brand. Ge-
tötet wurde dabei niemand, die
Zahl der Verletzten ist unklar.

Hintergrund: Am 30. Juni wur-
de der von der Insel Choiseul
stammende Manasseh Soga-
rave zum neuen Premiermi-
nister einer Übergangsregie-
rung gewählt, nachdem das
Parlament unter Premier Bar-
tholomew Ulufa’alu von der
MEF durch Waffengewalt auf-
gelöst worden war. Das Parla-
ment hatte daraufhin von ei-
nem „Regierungsputsch durch
die Eagle Force“ gesprochen.

Die Interimsregierung hat be-
reits einen „Friedensplan 2000“
(Peace Plan) vorgelegt. Der
Plan sieht Kompensationszah-
lungen und einen Versöh-
nungs- und Rehabilitationspro-
zess mit Hilfe von Trauma-
Zentren und Bildungspro-
grammen vor. Etliche Millionen
AUS Dollar will die Regierung
als Kompensation an die Ma-
laitaner zahlen, die mit Gewalt
von den Freedom Fighters aus
Honiara vertrieben wurden.
Finanzielle Unterstützung hat
die Regierung dabei von Tai-
wan erfahren, das den Versöh-
nungsprozess mit 2,3 Mio US
Dollar unterstützt (New Zealand
Herald 07.07.00, SIBC 11.07, 15.07.00,
Wantok 24.07.00, Pasifik Nius 01.08.00,
PIR 08.06., 03.08., 15.08.00)

(Anmerkung der Redaktion: In den Me-
dien gibt es keine einheitliche Bezeich-
nung für die Gruppe der Guadalcanaler:
Isatambu Freedom Movement oder/und
Isatabu Freedom Fighters.)

Nationalstaat bricht aus-
einander

Der Konflikt auf den Salomo-
nen hat zur Abspaltung zweier
Provinzen geführt. Nachdem
sich bereits Anfang Juli die
westlichste Provinz der Inseln
zur eigenen Staatsregierung
(„State of Western Solomons“)
erklärt hat, hat Anfang August
die östlichste Inselprovinz Te-
motu nachgezogen. Temotu
bezeichnet sich nun als „Staat
in freier Assoziation mit den
Salomonen“. Sollte die derzei-
tige Interimsregierung den
neuen politischen Status nicht
voll anerkennen, werde sich
Temotu nächstes Jahr unab-
hängig erklären, sagte ein
Sprecher aus Temotu. Choi-
seul und die Provinzen von
Guadalcanal und Makiara ha-
ben angekündigt, sich ebenfalls
als „state government“ (Staats-
regierungen) zu deklarieren.
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Auf den Salomon-Inseln leben
in neun Provinzen mehr als
440.000 Menschen. (Pasifik Nius
09.08.00, Wantok 13.08.00)

Mine arbeitet nicht mehr

Der Betreiber der größten
Goldmine auf den Salomonen,
die australische Firma Delta
Gold Ltd., wird den Betrieb der
Mine in diesem Jahr nicht mehr
aufnehmen. Die Gold Ridge
Mine war am 8. Juni 2000 von
IFF-Anhängern gestürmt wor-
den, Management und Arbeiter
mußten fliehen. (Pacnews 31.07.00)

NRO’s vereint

Die Nichtregierungsorganisati-
onen (NRO) auf den Salomon-
Inseln haben sich zusammen-
geschlossen und ein „Frie-
denskomitee“ gegründet (NGO
for Peace Committee). Unter
Vorsitz von George Saemane
soll mit langfristigen (Bildungs-
und Gesundheits-) Program-
men der Friedensprozeß auf
den Inseln vorangetrieben wer-
den. Das Friedenskomitee soll
mit den Provinzregierungen
von Guadalcanal und Malaita
sowie Gemeinden und militäri-
schen Gruppen zusammenar-
beiten, um innerhalb einer fest-
gesetzten Frist von sechs Jah-
ren den Frieden dauerhaft zu
sichern. (PIANGO 3/00, Pacnews
17.08.00)

„Pazifik aktuell“
im Internet:

http://antenna.nl/ecsiep

FIDSCHI

Regierungsputsch unblu-
tig beendet

Putschführer George Speight
hat am 13. Juli 2000 die letzten
18 Geiseln aus dem Parla-
mentsgebäude in Suva entlas-
sen. Speight und seine Anhän-
ger feierten zuvor mit ihren
Geiseln das „vakamataniga-
sau“, eine traditionelle fidschia-
nische Versöhnungszeremonie.

Der erfolglose Geschäftsmann
George Speight hatte am 19.
Mai zusammen mit zehn be-
waffneten Männern das Parla-
mentsgebäude in Suva ge-
stürmt und 50 Kabinettsmitglie-
der als Geiseln genommen. Er
zwang den amtierenden in-
dischstämmigen Premiermi-
nister Mahendra Chaudhry zum
Rücktritt und setzte den 80-
jährigen Präsidenten Ratu Sir
Kamisese Mara ab. Bei dem
Putsch starben zwei Menschen
durch Schusswechsel, über die
Anzahl der Verletzten liegen
keine genauen Angaben vor.

Noch ist unklar, wie es auf Fi-
dschi weitergehen wird. Die auf
drei Jahre gewählte 32-köpfige
Regierung unter dem neu ein-
gesetzten Präsidenten Josefa
Iloilo hat am 28. Juli ihre Arbeit
aufgenommen. Iloilo war von
Speight als Präsident vorge-
schlagen worden. Der vom
Militär eingesetzte Premiermi-
nister Laisenia Quarase wurde
ebenfalls am 28. Juli von Iloilo
in sein Amt eingeschworen.
Allerdings bezeichnet sich der
gestürzte Premier Mahendra
Chaudhry als „noch im Amt“. Er
erwägt, mit seinen Anhängern
auf der westlichen Insel Viti
Levu eine Exilregierung einzu-
setzen. Nicht ausgeschlossen
werden kann die völlige Ab-
spaltung Viti Levus, dem
Hauptsiedlungsgebiet der in-
dischstämmigen Bevölkerung

innerhalb der 320 Inseln um-
fassenden Republik. Chaudhry
wirbt zur Zeit in Indien und an-
deren Ländern um Unterstüt-
zung für eine Rückkehr an die
Macht.

Hintergrund: Die Interimsregie-
rung war durch die seit dem
Putsch amtierende Militärregie-
rung unter dem Oberkomman-
dierenden Frank Bainimarama
eingesetzt worden. Diese Ü-
bergangsmilitärregierung hatte
sich Ende Mai auf Anraten des
Great Council of Chiefs (GCC)
gegründet und das Land bis
zur Einsetzung des Über-
gangsparlamentes regiert. Von
den 32 neuen Regierungsmit-
gliedern sind zwei Minister in-
discher Abstammung, der Rest
sind indigene Fidschianer. (Pac-
news 13.07., 21.07.00, Pasifik Nius
20.07.00, Junge Welt 22.07., 23.08.00)

Militär stürmt Rebellen-
hauptquartiere/Speight

verhaftet

Das Militär unter Oberstleut-
nant Filipo Tarakinikini hat das
Hauptquartier der Anhänger
des Putschführers George
Speight gestürmt. Die Rebellen
hatten sich in einer Schule im
Vorort Kalabu, 12 km vor Suva,
verschanzt und terrorisierten
von dort aus Wohngegenden.
Sie verbrannten Autos, plün-
derten Geschäfte und vanda-
lierten. Bei dem Angriff der
Armee-Einheiten wurden 39
Menschen verletzt, ein Mensch
starb. 415 Personen wurden
vorübergehend festgenommen,
sie werden vor Gericht befragt.

Einen Tag vor diesen Militärak-
tionen hatte Oberstleutnant
Tarakinikini Speight und zwölf
seiner Getreuen bei einer Rou-
tinekontrolle verhaften lassen.
Sie waren bewaffnet unterwegs
und hatten so gegen das Mua-
nikau–Abkommen verstossen.
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In dem zwischen dem GCC,
der Militärregierung und den
Rebellen geschlossenen Ab-
kommen war den Putschisten
eine Amnestie zugesagt wor-
den für den Fall, dass sie frei-
willig alle Waffen an das Militär
ausliefern.

Speight und neun weitere Per-
sonen wurden in ein Gefängnis
auf der Insel Nukulau, 15 km
vor der Küste Suvas verlegt.
Nukulau wurde zum Sperrge-
biet erklärt und ist damit für die
Öffentlichkeit und die Medien
nicht mehr zugänglich.

Als Reaktion auf die Festset-
zung ihres Anführers besetzten
Speights Gefolgsleute die Stadt
Labasa, plünderten Läden der
indischstämmigen Geschäfts-
leute und kidnappten 50 indo-
fidschianische Plantagenar-
beiter von der größten Zucker-
rohrplantage des Landes. Die
Rebellen besetzten zudem den
Flughafen auf Vanua Levu und
entführten zwei neuseeländi-
sche Geschäftsleute. Nach
diesen Vorfällen erklärte Mili-
tärsprecher Tarakinikini, dass
Speight und einige seiner Ge-
treuen vor Gericht gestellt und
am 28. August vor dem High
Court in Lautoka des Hochver-
rats angeklagt werden. Verrat
gilt in Fidschi als Kapitalverbre-
chen und kann unter Umstän-
den mit dem Tod geahndet
werden. Speight werden To-
desdrohungen gegen den neu-
en Staatspräsidenten Josefa
Iloilo angelastet. Die von der
Militärregierung zugesicherte
Amnestie haben die Rebellen
mit dem Verstoß gegen das
Muanikau -Abkommen verwirkt.
(Fiji Sun 27.07., 04.08.00, Sunday Times
30.07.00, FR 27.07.00, Fijilive 11.08.00)

Ex- Regierung verklagt
Interimsregierung

Die ihres Amtes enthobene Ex-
Regierung unter Premier Ma-
hendra Chaudhry geht gericht-
lich gegen die Übergangsregie-
rung unter Präsident Josefa
Iloilo vor. Als Kläger treten u.a.
die ehemaligen Innen- und
Gesundheitsminister im Namen
der Partei „Peoples Coalition“
auf. Als Verteidiger werden
genannt: Der Ex-Präsident der
Fidschi-Inseln, Ratu Sir Kami-
sese Mara, der jetzige Präsi-
dent Josefa Iloilo, der Ober-
kommandierende der militäri-
schen Streitkräfte, Komman-
dant Frank Bainimarama sowie
weitere Ex-Kabinettsmitglieder.

In der Klage heißt es, die Ver-
fassung von 1997 sei unrecht-
mäßig außer Kraft gesetzt wor-
den; Kommandant Bainimara-
ma hätte kein Recht gehabt,
die Militärregierung einzuset-
zen und der neu gewählte Prä-
sident Josefa Iloilo sei wider-
rechtlich im Amt. (Fiji Times
17.08.00)

Putsch stürzt Fidschi in
tiefe Wirtschaftskrise

Der zweimonatige Putsch hat
Fidschi in die tiefste wirtschaft-
liche Krise seit dem Regie-
rungscoup von 1987 gestürzt.
Der sechsprozentige Wirt-
schaftsaufschwung vor dem
Putsch hat sich in einen drei-
zehnprozentigen Rückgang
verwandelt. Die Arbeitslosigkeit
hat sich verdoppelt und liegt
nun bei 15%. Die Gaspreise
wurden um zehn Prozent an-
gehoben. Hinzu kommen Ex-
porteinbußen in Höhe von
20%. Australien und Neusee-
land haben Sanktionen in den
Bereichen Sport, Verteidigung
und ‚Entwicklungshilfe‘ gegen
Fidschi verhängt. Diese sollen
erst gelockert werden, wenn
das Land zu demokratischen
Verhäl tn issen zurückkehrt.
Besonders betroffen ist der

Tourismus. Reiseveranstalter
rieten von einem Besuch ab.

Um den wirtschaftlichen Nie-
dergang abzufedern, hat die
Militärführung die Gehälter der
Staatsangestellten um 12,5
Prozentpunkte gekürzt. Fidschi
leidet unter dem „brain drain“,
also der Flucht der Intellektu-
ellen. Allein im Mai verließen
519 Ärzte (darunter der einzige
Augenarzt der Inseln), Univer-
sitätspersonal, Lehrer, Ange-
stellte im öffentlichen Dienst
und Geschäftsleute das Land.

Das Arbeitsamt veröffentlichte
folgende Zahlen : 1568 Entlas-
sungen in der Bekleidungsin-
dustrie, 656 Entlassungen in
der Möbelindustrie, 1870 im
Tourismus, 143 Busfahrer und
500 Arbeiter aus der Zucker-
fabrik bei Labasa sowie 289
Arbeitslose durch die Stillle-
gung der Elektrizitätswerke.
Insgesamt sind 6737 Men-
schen arbeitslos geworden. Die
Zuckerindustrie ist schwer ge-
schädigt, da die beiden großen
Bauernverbände, die Fiji Cane
Growers Association und die
National Farmers Union, die
Ernte boykottiert hatten und
das Zuckerrohr auf den Feldern
verschimmelte. (fijilive 11.08., Pac-
news 17.08.00)

KANAKY

Neues Satellitensystem
in frz. Überseegebieten

Die Fernseh- und Hörfunk-
übertragungsfirma Réseau
France Outremer (RFO) hat die
Übertragungskapazitäten für
drei Stationen in den französi-
schen Überseegebieten im
Pazifik auf den neuesten Stand
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der Technik gebracht. In Nou-
méa, der Hauptstadt von Ka-
naky (Neukaledonien), wurde
eine 7,3 m große Satelliten-
schüssel installiert. Weitere
Schüsseln wurden in Franzö-
sisch-Polynesien und auf Wal-
lis und Futuna errichtet. RFO
sendet direkt aus Paris auf
zwei Fernsehsendern und ei-
nem Hörfunkkanal. ‚Tempo‘,
der überregionale Fernsehsen-
de r  und  ‚Télé-Nouvelle-
Calédonie‘, der lokale Sender
von Kanaky, werden nun über
Fiberglaskabel nach Los An-
geles (USA) und von dort über
Satellit in die entsprechenden
Länder übertragen. Mit den
neuen Satellitenschüsseln ist
erstmals die störungsfreie Ü-
bertragung aller Frequenzen
über diese große Distanz ga-
rantiert, erklärte ein Techniker
von RFO. (Oceania Flash 26.07.00)

Französisches Militär übt
den Krieg

Rund 500 Soldaten der franzö-
sischen Streitkräfte in Neuka-
ledonien, darunter Infanterie,
Marine und Fallschirmjäger,
absolvieren in der Region öst-
lich von Nouméa eine militäri-
sche Übung. Das Szenario:
Unter dem Codenamen „Ta-
manu“ findet in dem fiktiven
Land Outanvatu ein Krieg zwi-
schen zwei ethnischen Grup-
pen statt. Ein Militärsprecher
sagte, ein neukaledonisches
Regiment könnte jederzeit als
Friedensgruppe bei Konflikten
im Südpazifik eingesetzt wer-
den und die Soldaten müßten
dann wissen, wie sie sich zu
verhalten hätten. (Pacnews
11.08.00)

SAMOA, TONGA,
NAURU, KIRIBATI

Samoa: Projekt zum Mee-
resschutz gegründet

Das in Apia auf Samoa ansäs-
sige Südpazifische Regional-
entwicklungsprogramm (South
Pacific Environment Program-
me) hat ein Projekt zur Bewer-
tung des Risikos von Meeres-
verschmutzungen ins Leben
gerufen. Das PACPOL (Pacific
Ocean Pollution Prevention
Programme) soll auf der Basis
individueller Erhebungen in den
H a f e n s t ä d t e n  pazifischer
Staaten Aussagen über den
Grad der Verschmutzung des
Gewässers durch den Schiffs-
verkehr machen. Es soll unter-
sucht werden, wann welche
Schiffe auf welcher Route fah-
ren, um etwaige Zusammen-
stösse oder das Durchqueren
maritimer Nationalparks zu
verhindern. Weiterhin sollen die
Gefahren für die Umwelt bei
dem Auslaufen von Öl oder
anderen Gefahrengütern unter-
sucht werden. (Pacnews 20.06.00)

Amerikanisch-Samoa: 2
Stunden Stillen täglich

Mütter, die für die Regierung
von Amerikanisch-Samoa ar-
beiten, dürfen ab sofort ihren
Arbeitsplatz für zwei Stunden
täglich verlassen, um ihre Ba-
bies zu stillen. Das Gesund-
heitsministerium erlaubt dies
für die ersten sechs Monate
nach der Entbindung. Gover-
neur Tauese Sunia, selbst Va-
ter von zehn Kindern, begrün-
dete die Dienstanweisung da-
mit, dass Muttermilch gesünder
sei als Flaschennahrung und
zudem jederzeit umsonst er-
hältlich sei. Die durch das Stil-
len ermöglichte enge Mutter-
Kind-Beziehung dürfe nicht
dadurch zerstört werden, dass
Frauen wieder zur Arbeit gehen

müssten, erklärte Sunia. (Pac-
news 07.08.00)

Nauru und Vanuatu un-
terstützen Westpapua

Die beiden Staaten Nauru und
Vanuatu haben Westpapua
ihre volle Unterstützung für die
Unabhängigkeitsbestrebungen
ausgesprochen. Sie wollen die
Unabhängigkeit der indonesi-
schen Provinz bei der General-
versammlung der Vereinten
Nationen im September als
Tagesordnungspunkt einbrin-
gen. Dies beschlossen Ende
Juli die Regierungschefs beider
Länder bei einem Treffen mit
einer westpapuanischen Dele-
gation unter Leitung von Theys
Eluay, dem Präsidenten des
Zweiten Papuanischen Kon-
gresses und Vorsitzenden des
dort gewählten Präsidiums. Der
Premierminister von Vanuatu,
Barak T. Sope Mautamate und
sein Kollege Bernard Dowiyogo
aus der Republik Nauru wollen
zudem die Papuas in ihren
Unabhängigkeitsbestrebungen
finanziell unterstützen. (Jakarta
Post 02.08.00)

NEUSEELAND

Kampagne für Landrech-
te gegründet

In Auckland hat das Grey Lynn
Neighbourhood Law Office
(Büro für Nachbarschaftsrecht)
Mitte Juni eine auf neun Mo-
nate angelegte Kampagne zur
Sicherung von (Land-) Rechten
der indigenen Völker von Pazi-
fikstaaten ins Leben gerufen.
Rund 80 Rechtsanwälte, Über-
setzer, Journalisten, Künstler
und Fachleute aus Kommunen
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und Kirchen wollen die Men-
schen des Südpazifiks über
ihre Rechte bei der Landverga-
be und dem Landbesitz unter-
richten. „Das Recht gilt für alle
und es muß auch von allen
verstanden werden können“,
sagte Karen Ferris, Koordinato-
rin der Kampagne. Das als
Pacific Law 2000 (PL2K) be-
zeichnete Projekt hat das Ziel,
Laien über die rechtlichen Be-
stimmungen bei Einwanderung,
Familienrecht, häuslicher Ge-
walt, Schuldenerlass und
Pachtverträgen zu informieren.
(Pasifik Nius 20.06.00)

AUSTRALIEN

Der Gang der Versöh-
nung

„Say sorry!“ forderten rund
250.000 Demonstranten am
Tag der Versöhnung (28. Mai)
von Premierminister John Ho-
ward. Die Teilnehmer der De-
monstration hatten sich auf
dem „alten Kleiderbügel“ (die
Stahlbrücke am Hafen von
Sydney) versammelt, um ihren
Gang der Versöhnung anzu-
treten und die Aborigines um
Entschuldigung für erlittenes
Unrecht zu bitten. Die schwarz,
rot und goldenen Luftballons
und Plakate – die Nationalfar-
ben der Aborigines - trugen
Aufschriften wie „Gerechtig-
keit“, „Gemeinsam vorwärts“
und „Sorry“. Die Demonstran-
ten plädierten für einen Vertrag
zwischen den Aborigines und
den weißen Australiern. Im
Unterschied zu anderen Kolo-
nialmächten hatte Großbritan-
nien Australien ohne jegliches
formales Abkommen mit den
Ureinwohnern in Besitz ge-
nommen. „Die zwei Sorten von

Menschen in diesem Land
können nur durch einen Ver-
trag vereint werden“, erklärte
Geoff Clark, Vorsitzender der
Kommission für Aborigines und
Mitglied im Versöhnungsrat.

Premierminister Howard hatte
auf der offiziellen Versöh-
nungsfeier im Opernhaus Syd-
neys vor 2000 geladenen
Gästen aus Politik und Wirt-
schaft auf die symbolische
Geste der Entschuldigung „Sor-
ry“ verzichtet. Er könne sich
nicht im Namen seiner Regie-
rung für das von früheren Re-
gierungen begangene Unrecht
entschuldigen, sagte Howard.
Dazu legte er eine eigene Ver-
söhnungserklärung vor, die die
traditionellen Landrechte der
Aborigines nicht anerkennt,
sondern betont, dass es nur ein
einziges Recht für alle Austra-
lier geben könne.

Der Demonstration in Sydney
folgten Mitte Juni weitere Ver-
söhnungsgänge in den austra-
lischen Großstädten. In Adelai-
de marschierten 55.000 Men-
schen über die längste Brücke
der Stadt, in Brisbane versam-
melten sich 70.000 Menschen
zur bisher größten Kundge-
bung dieser Stadt. (taz 29.05.00,
Green Left weekly 16.6.00, PNB 7/00)

Einführung der Mehr-
wertsteuer

Nach 25-jährigen Bemühungen
wurde zum 1. Juli 2000 die Goods
and Services Tax (GST, Mehr-
wertsteuer) in Höhe von zehn
Prozent eingeführt. Ausgenommen
von der Steuer sind Bereiche der
Erziehung und Gesundheit sowie
eine Liste mit 500 Lebensmitteln,
die einen besonderen Steuerstatus
genießen. 2,7 Millionen Unter-
nehmen und Selbständige mußten
sich in den Wochen vor der Steu-
ereinführung um eine sogenannte

Australian Business Number
(ABN) beim Steueramt bewerben.
Die ABN soll Schwarzarbeit ver-
hindern und dem Steuerhinterzug
vorbeugen. Mit diesen Maßnah-
men erhofft sich die Regierung
Zusatzeinnahmen in Höhe von 3,5
Milliarden AUS Dollar. Sie hatte
bereits über 460 Millionen AUS
Dollar aufgewendet, um die Be-
völkerung und die Wirtschaft über
die GST zu informieren.

Protestaktionen gegen die GST
erfolgten u.a. durch die Bierbraue-
reien. Durch die Anpassung der
Alkoholsteuer und die GST erhöht
sich der Bierpreis für Australiens
populärstes Getränk um acht Pro-
zent. (Neue Züricher Zeitung 29.06.00)

Kein Schutz für Wale

Beim 52. Jahrestreffen der
Internationalen Walfangkom-
mission (IWC) in Adelaide ist
der Antrag von Australien und
Neuseeland zur Einrichtung
eines geschützten Bereichs für
Wale abgelehnt worden. Die
beiden Regierungen hatten für
ein zwölf Millionen Quadratki-
lometer großes Schutzgebiet
plädiert, das sich in Nord-
Südrichtung zwischen dem
Äquator und dem Südpazifik
und in Ost-Westrichtung zwi-
schen der australischen Ost-
küste und dem Bereich zwi-
schen Pitcairn und den Oster-
inseln erstrecken sollte. Groß-
britannien, Frankreich und die
USA gehörten zu den 18 Be-
fürwortern des Antrags. Elf
Mitgliedsländer stimmten da-
gegen, darunter die traditio-
nellen Walfangnationen Nor-
wegen und Japan, vier ent-
hielten sich. Gemäss den Vor-
schriften der IWC hätte der
Antrag eine Dreiviertelmehrheit
erreichen müssen. (Spiegel
04.07.00)
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Downer: „Westpapua
bleibt indonesisch“

„Wir akzeptieren Irian Jaya als
Teil Indonesiens“, so der aust-
ralische Außenminister Ale-
xander Downer zur Regie-
rungslinie des Landes. Eine
Unabhängigkeit der indonesi-
schen Provinz Westpapua
werde Australien nicht unter-
stützen, da dies zu einem
Bruch zwischen Australien und
Indonesien führen könnte, er-
klärte Downer. Er verglich
Westpapua mit der Situation in
Osttimor vor dem Referendum
im August 1999. Osttimor hätte
nur deshalb unabhängig wer-
den können, weil die Indone-
sier die Menschenrechte nicht
geachtet hätten. Wenn dies der
Fall gewesen wäre, hätte man
die Timoresen überzeugen
können, sich in die indonesi-
sche Regierung zu integrieren.
Diesen Fehler könne man jetzt
wieder gutmachen, sprach sich
der Außenminister gegen jede
sezessionistische Bewegung
der Papuas aus. (Sydney Morning
Herald 17.07.00)

BRENNPUNKTE/
HINTERGRÜNDE

Aceh kommt nicht zur
Ruhe

In der indonesischen Provinz
Aceh sind mehr als 55.000
Menschen auf der Flucht vor
den andauernden Kämpfen
zwischen Sicherheitskräften,
Separatisten und bewaffneten
Banden. Allein auf dem Gelän-
de der Ölfirma Exxon im Nor-
den des Landes haben über
20.000 Menschen Zuflucht
gesucht, viele von ihnen durch

Hunger und Krankheiten ge-
schwächt.

Die Situation in der an Erdöl
reichen Provinz im Nordteil der
Insel Sumatra ist seit Jahr-
zehnten gespannt. Die Aceh-
Separatistenbewegung „Freies
Aceh“ fordert seit Mitte der
70er Jahre von der Regierung
in Jakarta eine Volksabstim-
mung über einen unabhängi-
gen islamischen Staat. Die
Unruhen wurden vom indone-
sischen Militär blutig unter-
drückt, mehrere tausend Men-
schen sollen bislang ums Le-
ben gekommen sein. Das am
12. Mai geschlossene Waffen-
stillstandsabkommen zischen
der Regierung in Jakarta und
der Unabhängigkeitsbewegung
Freies Aceh hat sich als nutz-
los erwiesen (epd 19.07.00)

Kriegszustand auf den
Molukken

Der Konflikt zwischen christlichen
und muslimischen Bevölkerungs-
gruppen auf den Molukken hat
sich zu einem Krieg ausgeweitet.
Nach Schätzungen von Amnesty
International sind in den Monaten
Mai bis Juli 250 Menschen durch
Kampfhandlungen zwischen den
beiden Gruppen getötet worden.
Über 100 Menschen wurden
verletzt, etliche Häuser nieder-
gebrannt und Felder verwüstet.

Die als „Gewürzinseln“ be-
kannten Molukken gehören zu
Indonesien. Auf den rund 1000
Inseln leben zwei Millionen
Einwohner. Die größten Inseln
sind Halmahera und Seram,
das Verwaltungszentrum ist
Ambon. Die Molukken wurden
vor 400 Jahren von den Portu-
giesen, später dann von den
Niederländern kolonisiert. Mit
den Kolonialmächten gelangte
das Christentum auf die Inseln.
In den vergangenen Jahren

siedelten sich Muslime auf den
Molukken an, was Anfang 1999
in einen blutigen Konflikt zwi-
schen Christen und Muslimen
mündete. Im Zentrum der
Streitereien steht die Vergabe
und Inbesitznahme von Land.
Bislang fielen über 4.000 Men-
schen den Kämpfen zwischen
der radikal-islamischen Bewe-
gung „Laskar Jihad“ (dt. Trup-
pen des Heiligen Krieges) und
christlichen Gruppen zum Op-
fer. Rund 20.000 Menschen
sind nach Westpapua und Pa-
pua-Neuguinea geflüchtet. Die
indonesische Regierung geht
von insgesamt einer halben
Million Flüchtlingen seit Aus-
bruch des Krieges aus. Inzwi-
schen fordert die Gesellschaft
für bedrohte Völker die Ent-
sendung von Blauhelmen (UN-
Schutztruppen), um weiteres
Töten zu verhindern. Die Ge-
meinschaft der Kirchen in In-
donesien erklärte, der Konflikt
„bedrohe die Existenz der
christlichen Gemeinschaft“.
Den rund 15.000 indonesi-
schen Soldaten ist es bisher
nicht gelungen, der Gewalt
zwischen den Bevölkerungs-
gruppen ein Ende zu setzen.
(epd 31.05.00, 28.06.00, Sydney Morning
Herald 29.07.00)

SPORT IM PAZIFIK

40 Sportler nach Sydney

Mittelgewicht Lynch Ipera und
Leichtgewicht Tony Mirics aus
Papua-Neuguinea haben ihre
Chance auf die Teilnahme an
den olympischen Spielen in
Sydney verpaßt. Die Boxer
unterlagen ihren Kontrahenten
aus Australien bei den Ozeani-
schen Boxmeisterschaften in
Canberra Ende Mai. Damit
stellt die größte der pazifischen
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Inseln mit der Gewichtheberin
Dika Toua nur eine einzige
Sportlerin für die Olympiade.

Das Nationale Olympische
Komitee Ozeaniens hat inzwi-
schen die Liste mit den 40
Teilnehmern an den Olympi-
schen Spielen veröffentlicht.
Qualifiziert haben sich Ge-
wichtheber, Schwimmer, Seg-
ler und Surfer, Leichtathleten,
Radfahrer und Judoka aus 11
pazifischen Ländern, darunter
auch Teilnehmer aus den klei-
nen Inselstaaten Nauru, Guam
und Palau. (Independent 25.05.00,
PIR 15.08.00)

Südafrika gewinnt Camel
Trophy 2000

Das Team Südafrika mit Wim
van Herzeele (28) und Xavier
Scheepers (30) hat die 20.
internationale Camel Trophy
gewonnen. Zu dem sportlichen
Wettkampf, der erstmals im
Südpazifik ausgetragen wurde,
hatten sich 32 Teilnehmer aus
16 Nationen qualifiziert. Unter
Beteiligung von 300 Journalis-
ten und 100 Organisatoren
begann das Rennen am 26.
Juni in Tonga, die Sportler er-

reichten 20 Tage später ihr Ziel
Samoa. Die Bedingungen des
Wettkampfes (Radfahren, Kay-
ak und Orientierungsläufe)
wurden den Örtlichkeiten an-
gepaßt. So mußten die Teil-
nehmer in Schnellbooten mög-
lichst viele der 300 als „Halte-
stellen“ benannten Inseln an-
steuern. Dort galt es, verschie-
dene Aufgaben zu erfüllen:
schnorcheln, abseilen, Wellen-
reiten und tauchen.

Die Camel Trophy wird alle
zwei Jahre von der Firma
Worldwide Brands Incorporated
ausgerichtet, um die wetter-
festen Produkte (Taschen, Uh-
ren, Kleidung, Schuhe) mit dem
bekannten Camel-Logo zu
vermarkten. Kurzfristig mußten
die Veranstalter die geplante
Route von Tonga nach Fidschi
wegen der unsicheren politi-
schen Verhältnisse ändern.
(i’Tonga 7/00)

Palau siegt bei Basket-
ballmeisterschaft

Die Republik Palau hat die
erste mikronesische Basket-
ballmeisterschaft gewonnen.
Die Plätze zwei und drei be-

legten Guam und der Gastge-
ber, die Marshall-Inseln. Das
„Outrigger’s Micronesian Bas-
ketball Tournament“ fand vom
1. bis zum 7. August statt. Der
Marshallese Giff Johnson, Or-
ganisator der Meisterschaft,
sprach von einem großen Er-
folg für sein Land in diesem für
den Pazifik noch jungen Sport.
An dem Wettbewerb nahmen
Damen– und Herrenmann-
schaften teil aus den Marshall
Inseln, Chuuk, Kosrae, Kiribati,
Guam, Palau, Yap und Pohn-
pei (Ausrichter der Meister-
schaft für das Jahr 2002). (PC
online 08.08.00)

BUNT GEMISCHT

Tschüss!

Fidschi: Das älteste Magazin
des Südpazifiks, die Zeitschrift
„Pacific Islands Monthly“ (PIM)
hat Mitte Juni ihr Erscheinen
eingestellt. Das von der Aufla-
ge her kleinste Magazin im

Imperium des amerikanischen
Medienmoguls Rupert Murdoch
erschien seit Ende der 30er
Jahre einmal monatlich. Da-
mals noch in Sydney produ-
ziert, berichtete die Zeitschrift
über Aktivitäten und ‚lifestyle‘
der weißen Siedler in Fidschi
und im damaligen Neuguinea.
Mit der zunehmenden Unab-
hängigkeit einzelner Pazifik-
staaten entwickelte sich PIM
zum wichtigsten Magazin im
Südpazifik. Zuletzt wurde es
herausgegeben von der Fiji
Times Publishing Limited in
Suva auf Fidschi. Die letzte
Ausgabe des traditionsreichen
Magazins berichtet über den
Regierungsputsch auf der Insel
Fidschi. (Fiji’s Sunday Post 11.06.00)

Herzlichen Glückwunsch

Papua-Neuguinea: Einen run-
den Geburtstag feiert in diesem
Monat die Wochenzeitung
„Wantok“ (engl. one talk). Seit
30 Jahren wird die einzige
Zeitung im melanesischen Pid-
gin (Tok Pisin) von „World
Publishing“ herausgegeben.
Der Zeitungsverlag World
Publishing unter Leitung von
Anna Solomon wird von ver-
schiedenen Kirchen getragen
(u.a. Evangelisch-Lutherische
Kirche, Katholische Kirche,
Anglikaner, United Church) und
veröffentlicht neben dem

Wantok die englische Wochen-
zeitung „The Independent“ und
das monatliche Wirtschaftsma-
gazin „PNG Business“. Anna
Solomon wurde Anfang August
von der Pacific Islands News
Association (PINA, Nachrich-
tenagentur) mit einem Journa-
listenpreis ausgezeichnet. Die
Herausgeberin erhielt den „In-
ternationalen Grünen Kugel-
schreiber“ für die seriöse und
investigative Umweltberichter-
stattung in ihren drei Medien.
(Wantok 03.08., Independent 10.08.00)

Frauen vor!

London: Erstmals in der engli-
schen Geschichte haben An-
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fang Juli vor dem Buckingham
Palast in London weibliche
Wachposten für drei Wochen
Stellung bezogen. Die vier
Frauen gehörten zu einem
Kontingent von 150 australi-
schen Soldaten, die vor dem
königlichen Palast Dienst tun.
Anlass für die innovative
Wachablösung war die „austra-
lische Woche“, mit der die
100jährige Zugehörigkeit Aust-
raliens zum britischen Com-
monwealth gefeiert wurde. (Echo
am Sonntag 09.07.00)

Millenniumsgipfel der
Vereinten Nationen

New York: Vom 6. bis 8. Sep-
tember 2000 findet im Haupt-
quartier der Vereinten Nationen
(UN) in New York das bisher

weltgrößte Gipfeltreffen statt.
Zum sogenannten Milleniums-
gipfel haben Staatsoberhäupter
aus einhundert Nationen ihr
Kommen zugesagt. General-
sekretär Kofi Annan hat zur
Vorbereitung des Treffens be-
reits den Bericht der UN vor-
gelegt: „We the People. The
Role of the United Nations in
the 21st Century“ Das Gipfel-
treffen wird unter anderem den
kleineren Ländern dazu dienen,
bisher noch nicht unterzeich-
nete Verträge zu ratifizieren.
Vom 22. bis zum 26. Mai trafen
sich bereits 1.350 Repräsen-
tanten von Nichtregierungsor-
ganisationen aus über 100
Ländern, um über ihren Beitrag
zu dem Treffen zu diskutieren.
(Pacnews 16.06.00)

PNG auf der EXPO 2000

Papua-Neuguinea: An der
regionalen Ausstellung der
südpazifischen Inseln Ende
Oktober auf der EXPO wird
auch Papua-Neuguinea teil-
nehmen. PNG beteiligt sich mit
einem „Haus Tambaran“ (Ze-
remonialhaus) an der Ausstel-
lung des Südpazifik-Forums
auf dem EXPO-Gelände. Dazu
stellte die Regierung Gelder in
Höhe von 147.000 Kina (0,82
DM je Kina am 22.08.00) zur
Verfügung. „Deutschland ist
Neuguineas viertgrößter Han-
delspartner und wir wollen die
EXPO nutzen, um unser Land
und seine Produkte auch der
deutschen Öffentlichkeit zu
präsentieren“, sagte Premier-
minister Sir Mekere Morauta.
(Pms Media 23.06.00)


